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 Gesetz zur Änderung von Vorschriften zum Schutz der Bevölkerung vor 

sehr giftigen Tieren  

Gesetzentwurf  
der Landesregierung  
Drucksache 18/15792  

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Guten Morgen, meine Damen und Herren! Ich 
begrüße Sie alle sehr herzlich zu unserer 70. Sitzung des Ausschusses für Umwelt, 
Natur- und Verbraucherschutz, Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume anläss-
lich einer Anhörung von Sachverständigen.  

Ich begrüße die Sachverständigen, die heute zur Anhörung im Landtag erschienen 
bzw. per Video zugeschaltet sind.  

Die heutige Anhörung findet zum Gesetzentwurf der Landesregierung statt.  

Im Namen der Ausschussmitglieder danke ich den teilnehmenden Sachverständigen 
für ihre Bereitschaft, zur Klärung unserer Fragen beizutragen sowie für die vorab über-
sandten Stellungnahmen. Im Hinblick auf den begrenzten Zeitrahmen und die den 
Ausschussmitgliedern bereits bekannten Stellungnahmen werden wir ohne Eingangs-
statement der Sachverständigen unmittelbar in die Fragerunden eintreten.  

Die Fraktionen werden gebeten, pro Fragerunde jeweils eine Frage an eine Sachver-
ständige oder einen Sachverständigen zu stellen. Die jeweilige Frage soll unmittelbar 
im Anschluss von dem Sachverständigen beantwortet werden; es werden also keine 
Fragen gesammelt. Die Sachverständigen wiederum werden gebeten, die an sie ge-
stellte Frage jeweils innerhalb von drei Minuten zu beantworten.  

Des Weiteren möchte ich darauf hinweisen, dass ich heute in doppelter Funktion an 
der Sitzung teilnehmen darf. Zum einen leite ich die Sitzung, zum anderen wirke ich 
als Sprecher der FDP-Fraktion.  

Wir beginnen mit der Fragerunde nach der Größe der Fraktionen bei der CDU-Fraktion.  

Markus Höner (CDU): Wir von der CDU-Fraktion möchten uns herzlich für die vielfäl-
tigen Antworten bedanken. Wir sind froh, dass wir diese Expertenanhörung durchfüh-
ren können.  

Uns interessiert die Frage nach der Problemstellung. Herr Dr. Nieters, sind Ihnen aus 
der jüngeren Vergangenheit Unfälle oder Gefahrenszenarien in Zusammenhang mit 
Gifttieren bekannt? Gibt es dafür viele Beispiele? 

Dr. Markus Nieters (Kreis Coesfeld, Veterinärdienst und Lebensmittelüberwachung 
[per Video zugeschaltet]): Der letzte Fall, den ich im Zusammenhang mit Gifttieren 
kenne, ist jener aus Herne mit der Monokelkobra. Seitdem ist mir kein weiterer Fall 
bekannt geworden. Der Fall damals – ich war leider im Urlaub, habe die Situation aber 
mitbekommen, da ich informiert und angefragt wurde – hätte wahrscheinlich mit dem 
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besten Gesetz nicht geregelt werden können. Ich habe in meiner Stellungnahme ge-
schrieben, dass Menschen, die sich illegal verhalten wollen, das auch tun werden.  

Seitdem war ich persönlich mit keinem Fall mehr befasst oder habe einen solchen 
selbst betreut, geschweige denn in der Öffentlichkeit wahrgenommen. Das hält sich 
meines Erachtens sehr in Grenzen.  

Der Fall vor diesem liegt bestimmt schon 20 Jahre zurück. In Ahaus im Kreis Borken 
hielt jemand Gifttiere. Es gab zwar keinen Zwischenfall, aber dieser Mann – ich habe es 
in meiner Stellungnahme geschrieben – ist von gefährlichen Hunden auf giftige Tiere 
umgestiegen und hat den Namen seiner neuen Lebenspartnerin angenommen, um un-
serer Kontrolle im Rahmen des Landeshundegesetzes zu entgehen.  

Seit 2019 hatte ich persönlich keinen weiteren Fall mehr. Ich wüsste auch nicht, dass 
es in NRW noch einen Fall gegeben hätte. Es mag sein, dass mein Stand nicht aktuell 
ist. Das LANUV müsste darüber besser Bescheid wissen. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Da die Vertreter der SPD-Fraktion und Grünen-
fraktion nicht anwesend sind, spreche nun ich für die FDP-Fraktion. 

Dietmar Brockes (FDP): Ich bedanke mich für die Anwesenheit der Sachverständi-
gen. Herr Professor Spranger, Sie führen in Ihrer Stellungnahme aus, dass das Gesetz 
mangels empirischer Grundlage im luftleeren Raum operiert.  

Können Sie uns konkret erläutern, welche Mindestanforderungen an die Datengrund-
lage der Gesetzgeber nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts hätte 
erfüllen müssen?  

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Vorab zur Eingrenzung. Es 
gibt eine wichtige Fokussierung, die nicht aus den Augen verloren werden darf. Wir 
bewegen uns im Polizeirecht. Es geht also um Gefahrenabwehr.  

In vielen Teilen der Diskussion werden Dinge verwechselt und Aspekte des Arten-
schutzes und des Tierschutzes adressiert. Das heißt also, dass oft Dinge vorgebracht 
werden, wie „diese Tiere gehören doch nicht nach Deutschland“, „diese Tiere können 
hier nicht tier- oder artgerecht gehalten werden“ oder „das verstößt gegen Prinzipien 
der Tierethik“. Das alles ist diskutabel. Darüber lässt sich diskutieren, es ist aber poli-
zeirechtlich irrelevant.  

Polizeirechtlich relevant ist ausschließlich die Frage: Handelt es sich um eine Gefahr 
oder eine Situation, die ein vorsorgliches staatliches Eingreifen rechtfertigt? Das ist 
meines Erachtens definitiv nicht der Fall. Wir haben in der Rechtsprechung des Bun-
desverfassungsgerichts zu gefährlichen Hunden klare Parameter dafür, was ein Ge-
setzgeber tun muss, damit er sich das hinreichende Wissen selbst verschafft, um für 
die Polizei eine tragfähige Regelung dieser Art zu verabschieden. Diese Vorausset-
zungen werden nicht erfüllt.  
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Es braucht Empirie und Datenräume. Es muss nicht nur über Entweichensfälle, son-
dern vor allem über Schadensfälle diskutiert werden. Es muss Feedback bei Fachge-
sellschaften eingeholt werden. Das Bundesverfassungsgericht legt auch fest, dass 
vorhandene fachwissenschaftliche Literatur ausgewertet werden muss. All das ist nicht 
erfolgt. Dementsprechend fehlt es dafür an einer tragfähigen Grundlage. 

Zacharias Schalley (AfD): Auch unsererseits vielen Dank für die eingereichten Stel-
lungnahmen.  

Frau Zodrow, Sie bewerten als einzige Sachverständige den Gesetzentwurf der Lan-
desregierung positiv. Wie bewerten Sie in dem vorliegenden Entwurf die Regelung für 
Bestandshaltung, insbesondere vor dem Hintergrund der Frage einer möglichen Sach-
kunde der Halter, die aufgrund der Bestandsregelung Tiere weiterhin besitzen dürfen? 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Vielen Dank für die Einladung. Die Bestandshaltungen 
wurden aus rechtlichen Gründen aufrechterhalten. Vorhandene Tiere lassen sich nicht 
enteignen. Es macht aber auch Sinn, an dieser Stelle nachzuschärfen und zu schauen, 
ob Sachkundeprüfungen verpflichtend eingeführt werden können.  

Es ist ein großer Schritt nach vorne gewesen, dass man die Tierbestände und die 
Haltungen erfasst hat und nun in Notfällen weiß, welche Tiere wo gehalten werden. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir starten mit der zweiten Fragerunde. 

Markus Höner (CDU): Herr Nieters, mit der Einführung des Gesetzes – das war sei-
nerzeit auch in den Stellungnahmen der kommunalen Spitzenverbände immer wieder 
zu lesen – seien die Kreise sehr froh gewesen, dass die Vollzugsaufgabe zentralisiert 
worden und auf das Land übergegangen ist. Das Einführen eines Verbots mit Erlaub-
nisvorbehalt hätte zur Folge, dass die Kreise faktisch wieder vor Ort gefordert wären. 
Das würde bedeuten, dass die Kontrollen, die Haltung, die Überwachung wieder regi-
onalisiert würden.  

Ist diese Übernahme des Vollzugs des Gifttiergesetzes durch die Kreise überhaupt 
denkbar, oder ist der aktuelle Weg der richtige? 

Dr. Markus Nieters (Kreis Coesfeld, Veterinärdienst und Lebensmittelüberwachung 
[per Video zugeschaltet]): Die Zuständigkeiten lassen sich landesrechtlich regeln. Es 
gibt auch im Veterinär- und Lebensmittelbereich mehrere Bereiche, für die das LAVE 
oder LANUV zuständig sind. Die Zuständigkeit muss meines Erachtens nicht zwingend 
wieder bei den Kreisordnungsbehörden, städtischen Ordnungsbehörden oder Veteri-
närämtern liegen. Das sage ich ganz offen. Ich sehe vor allem in diesem Randbereich 
Grenzen der Kompetenz meiner amtsärztlichen Kollegen.  

Ich hatte das Glück, im Kreis Borken auch für den Artenschutz zuständig gewesen zu 
sein. Dort und im Kreis Steinfurt ist es heutzutage noch so, dass die Kommune zum 
Beispiel für den Artenschutz zuständig ist. Das gilt aber für die allermeisten anderen 
Kommunen nicht. Schon in dem Erkennen von Arten zeigen sich die Grenzen. Eine 
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Texas-Klapperschlange erkennt noch jeder. Man muss speziell geschult werden. Für 
mich stellt sich die Frage, ob es zielführend ist, für die wenigen Halter – es sind unge-
fähr 200 Halter in NRW, verteilt auf 50 Kommunen; das entspricht vier Halter pro Kom-
mune, wobei uns im Kreis Coesfeld kein einziger gemeldet ist – und für dieses Rand-
gebiet diesen Aufwand der Spezialisierung und Fortbildung zu betreiben, oder ob es 
doch besser wäre, diese Aufgabe dem Land zu überlassen.  

Mit Blick auf artengeschützte Tiere, zu denen auch die gefährlichen, giftigen Tiere ge-
hören, gibt es sicherlich Synergieeffekte. Ich halte es aber nicht für sinnvoll, das gene-
rell auf die Kommunen herunterzubrechen. Es geht dann auch um die Frage des Um-
gangs mit Tieren und die Bewertung der Sicherheit. Das würde ich den wenigen Spe-
zialisten des Landes überlassen. Die Kosten werden im Rahmen des Konnexitätsprin-
zips gleich bleiben. Es wird wahrscheinlich teurer, wenn die Kommunen das mitma-
chen und sich entsprechend fort- und weiterbilden müssten. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Spranger, welche der vom Gesetzgeber be-
haupteten Gefahren halten Sie ausdrücklich für nicht tragfähig genug begründet, um 
einen so schweren Grundrechtseingriff zu rechtfertigen?  

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Ich finde es schon interes-
sant, dass in der Begründung zum Gesetzentwurf von einer erheblichen Bedrohung 
für die Gesundheit und das Leben von Menschen die Rede ist. Wir haben eben von 
der ominösen Monokelkobra, die immer zitiert wird, gehört. Diese eine entwichene 
Kobra hat niemanden geschädigt. Das bedeutet also, dass die Entweichensfälle schon 
verschwindend gering sind; die Zahlen haben eine homöopathische Dimension.  

Die Schädigungsfälle sind unterhalb der Nachweisbarkeitsgrenze. Beim Hineinarbei-
ten in das Thema stellt man fest, dass die Arten, die im Gesetz genannt werden, zwar 
giftig sind und eine Giftwirkung ausüben können, Schadensfälle aber nicht zu regist-
rieren sind. Das ist aber für eine polizeirechtliche Regelung relevant. Ergo ist meines 
Erachtens allein schon die Behauptung, man habe es mit einer erheblichen Bedrohung 
für die Gesundheit und das Leben von Menschen zu tun, schlicht und ergreifend falsch. 
Wir haben auch gesehen, dass in der Zwischenevaluierung diesbezüglich seitens der 
Landesregierung nichts vorgebracht werden konnte. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Professor Spranger, können Sie aufzeigen, welche 
Regelungen aktuell für Zoos oder Forschungseinrichtungen in Bezug auf sehr giftige 
Tiere gelten? Wie ließen sich die dortigen Regelungen auf die private Haltung übertra-
gen, wenn es das Ziel wäre, die private Haltung solcher Tiere zu reduzieren? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Man muss natürlich unter-
scheiden. Bei den Haltungen in Zoos handelt es sich um Arten, die im Wege des Arten-
schutzes geschützt werden müssen. Dafür gibt es die Zoorichtlinie der Europäischen 
Union. Die Zoorichtlinie der Europäischen Union setzt wiederum das umweltvölker-



Landtag Nordrhein-Westfalen - 7 - APr 18/1079 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  01.12.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume  
70. Sitzung (öffentlich) ast 
 
rechtliche CITES-Recht um. Das heißt, die Zoos haben bezogen auf das Arterhaltungs-
system einen gesetzlichen Auftrag, an der Arterhaltung aktiv mitzuwirken. Die Zoos 
haben also durch die Verankerung im Bundesnaturschutzgesetz – das ist die unterste 
Normebene – bestimmte Aufgaben, die sie wahrnehmen müssen. Zoos haben bezüg-
lich des Populationsmanagements ganz andere Rahmenbedingungen. 

Übertragen lassen sich die Aspekte der Sachkunde. Bestimmte fachliche Kenntnisse, 
die bei Zoos gegeben sind, könnten auch von privaten Haltern eingefordert oder vo-
rausgesetzt werden. Es ließe sich regulieren bzw. ließen sich bestimmte Mindestan-
forderungen gesetzlich statuieren, welche Sachkunde vorgebracht werden muss.  

In einem öffentlichen Zoo greifen besondere Haftungsregelungen, und es gelten Ver-
kehrssicherungspflichten. Auch dieser Gedanke lässt sich grundsätzlich übertragen, 
indem private Halter eine Haftpflichtversicherung mit der Deckungssumme XY vorbrin-
gen müssen. Wir hätten also Anreize.  

Es gäbe auch noch andere Mechanismen, um eine private Haltung so auszugestalten, 
dass den extrem unwahrscheinlichen Schadensfällen etwas entgegengesetzt wird. 
Der Verbotsansatz, der in NRW perpetuiert werden soll, halte ich vor dem Hintergrund 
aber einfach für falsch.  

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir beginnen mit der dritten Fragerunde. 

Klaus Hansen (CDU): Frau Zodrow, in Ihrer Stellungnahme treffen Sie eine Aussage 
über die Zunahme des Handels mit Wildtieren für die Privathaltung. Das hat mich et-
was nachdenklich gemacht. Woran machen Sie das fest? Welche Belege haben Sie 
dafür? 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Seit einer Weile beobachten wir die Handelsdaten im 
Internet, die dort geschalteten Anzeigen und Foren. Ich selbst bin seit Jahrzehnten in 
diesem Bereich aktiv. Wir sehen eine Veränderung.  

Früher wurde das Haustier im lokalen Tierhandel gekauft. Jetzt gibt es internationale 
Börsen, zu denen Tierhändler reisen und Tiere anbieten. Im Internet werden Tiere über 
eine Vielzahl an Wegen, nämlich nicht nur gewerblich, sondern auch über Foren, pri-
vate Seiten und Social Media gehandelt. Verschiedene Untersuchungen haben ge-
zeigt, dass dort mittlerweile ein unglaubliches Spektrum an Tierarten angeboten wird 
und das zunimmt. 

Klaus Hansen (CDU): Ich entnehme Ihrer Aussage, dass das eine gefühlte Wahrneh-
mung Ihrerseits ist. Ist das richtig? Ich war 30 Jahre lang Tierparkleiter. Meine Wahrneh-
mung dieses Bereichs ist eine ganz andere. Ich kann das so nicht nachhalten. Vor 20, 
30 Jahren war die digitale Welt nicht unbedingt so ausgeprägt. Damals gab es die Zeit-
schriften „Geflügel-Börse“ oder „Gefiederte Welt“ mit den Rubriken „Aquaristik“ und „Ter-
raristik“. Dort waren die gleichen Anzeigen geschaltet wie heute auch, nur viel mehr.  
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Welche Belege haben Sie dafür? Gibt es wissenschaftliche Erhebungen oder etwas 
anderes? Ansonsten nehme ich zur Kenntnis, dass das eine persönliche Wahrneh-
mung Ihrer Person ist. 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Zu Reptilienimporten gibt es Daten. An diesen haben 
wir gesehen, dass die Zahlen über das letzte Jahrzehnt angestiegen sind. Die Tiere 
werden aber nur im Einzelfall nach Arten registriert, nämlich dann, wenn es sich um 
geschützte Arten handelt. Deswegen lassen sich mit den Handelsdaten nur die Volu-
men und nicht die spezifischen Arten erfassen.  

Bei Geflügel ist es etwas anderes. Natürlich hat sich im Vogelhandel durch die Vogel-
grippe und das EU-Importverbot für Wildvögel etwas verändert. Es macht einen Un-
terschied, ob wir über Vögel oder Reptilien reden. Es gibt Untersuchungen zu den 
gehandelten Tierarten. Diese Untersuchungen finden nicht seit Jahrzehnten regelmä-
ßig statt. Uns liegen aber die Handelsdaten vor, und die zeigen eine Zunahme. 

Dietmar Brockes (FDP): Professor Spranger, warum genügt aus Ihrer Sicht der abs-
trakte Hinweis auf die Möglichkeit eines Gifttierbisses nicht, um die drastischen Ein-
griffe in Art. 2, Art. 13 oder auch Art. 14 des Grundgesetzes zu legitimieren? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Es gibt zwei Gründe, die 
dafür sprechen, dass das nicht legitimiert ist – zum einen im Rahmen verfassungs-
rechtlicher Betrachtung, zum anderen im Kontext polizeirechtlicher Kategorien.  

Rein verfassungsrechtlich betrachtet leben wir in Deutschland in einem Verfassungs-
staat, der eine Freiheitsvermutung kennt. Das bedeutet, dass die Grundrechte ge-
schützt werden und dem Individuum oder dem Unternehmen zur Verfügung stehen. 
Der Staat ist in der Bringschuld. Wenn der Staat Grundrechte einschränken möchte, 
muss er nachweisen, dass tragfähige Rechtfertigungsgründe vorliegen. Das ist bei 
diesem Gesetzentwurf meines Erachtens nicht der Fall.  

Wir haben – das klingt schon in unterschiedlichen Kontexten an – schlicht und ergrei-
fend keine tragfähige Empirie. Wir haben keine messbaren Schadensfälle. Wir haben 
eine Handvoll Entweichensfälle über Jahrzehnte hinweg. Auch seit Verabschiedung 
der Erstfassung des Gesetzes – es sind wenige Halter, und sie halten im Schnitt 
20 Tiere – gibt es keine messbaren Entweichensfälle und keine Schadensfälle. Das 
bedeutet, um einen Eingriff in Grundrechte zu rechtfertigen, gibt es schlicht und ergrei-
fend überhaupt keine Grundlage.  

Jedes Grundrecht hat einen eigenen Rechtfertigungskanon. Sie haben zu Recht auf 
Art. 13, das Grundrecht auf Schutz der Wohnung, verwiesen. Es gibt auch die allge-
meine Handlungsfreiheit oder – viele private Halter nehmen auch an Arterhaltungspro-
grammen teil – die Wissenschaftsfreiheit. Diese Grundrechte haben verschiedene Ein-
griffsrechtfertigungsanforderungen, die allesamt nicht erfüllt sind.  

Der zweite Hauptgrund ist polizeirechtlicher Art. Damit kommen wir von der höheren 
Ebene des Verfassungsrechts auf die einfache Ebene des Polizeirechts Nordrhein-
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Westfalen. Es gibt klare gesetzliche Anforderungen, was eine Gefahr ist und in wel-
chen Fällen der Staat proaktiv tätig werden darf. Nach der herrschenden polizeirecht-
lichen Einschätzung sind auch diese Voraussetzungen nicht erfüllt, weil es schlicht und 
ergreifend keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür gibt, dass tatsächlich eine Gefahr 
abgewehrt werden müsste. Es gibt vielmehr Risiken, die es in jedem Lebensbereich 
gibt. Risiken rechtfertigen aber kein polizeirechtliches Vorgehen des Staates. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Da Herr Rüße nun für die Grünenfraktion an-
wesend ist, hat er das Wort.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Ich möchte mich zuerst einmal für all die erhaltenen Stel-
lungnahmen bedanken.  

Frau Zodrow, die Frage nach dem Gifttiergesetz und einem Gefahrtiergesetz hat uns 
in der Vergangenheit wiederholt bewegt. Ist das Gifttiergesetz Ihrer Meinung nach so 
ausreichend? Würden Sie eine Erweiterung um ein Gefahrtiergesetz begrüßen? 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Es gab tatsächlich bereits Entwürfe für ein Gefahrtier-
gesetz in NRW. Letztlich ist dann das Gifttiergesetz in Kraft getreten. Es wäre auf jeden 
Fall sinnvoll, ein Gefahrtiergesetz zu schaffen, da auch von anderen Tierarten Gefah-
ren ausgehen.  

Immer wieder werden Großkatzen oder Primaten privat gehalten. Auch das sind ge-
fährliche Tiere. Auch von großwüchsigen Würgeschlangen geht eine Gefahr aus. Des-
wegen wäre ein Gefahrtiergesetz eine sinnvolle Änderung.  

Ein erster wichtiger Schritt wäre die Entfristung des Gifttiergesetzes, damit sich keine 
neuen Haltungen etablieren. Wir haben eine bekannte Zahl an Haltungen. Viele Halter 
haben ihre Tiere abgegeben. Wenn nun ein rechtsfreier Raum entstünde, würde das 
wahrscheinlich zur Folge haben, dass sehr viele Tiere neu angeschafft würden und die 
bisherigen Bemühungen fast umsonst gewesen wären. Deswegen ist eine Entfristung 
dieses Gesetzes sinnvoll und wichtig.  

Eine Novellierung oder Erweiterung auf ein Gefahrtiergesetz wäre perspektivisch ein 
sinnvoller Schritt für den wirklichen Schutz der Bevölkerung vor gefährlichen Tieren. 

Zacharias Schalley (AfD): Frau Zodrow, in ihrer Stellungnahme weist die Citizen Con-
servation Foundation darauf hin, dass auch private Halter einen nicht unerheblichen 
Beitrag zum Artenschutz leisten.  

Sind Sie der Ansicht, es sollte überhaupt private Haltungen solcher Tieren geben? 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Es hat nichts mit der Gefahrenlage von Tieren zu tun, 
ob man private Haltungen aus Tier- oder Artenschutzsicht ablehnt. Die Artenschutzzu-
cht von Tieren in Privathaltungen ist hoch umstritten, denn für einen sinnvollen Schutz 
von Arten ist ein bekannter Stammbaum der Tiere nötig. Es braucht eine gewisse Po-
pulationsgröße, um zu züchten und eine Art zu erhalten. Auch die Herkunft der Tiere 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 10 - APr 18/1079 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  01.12.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume  
70. Sitzung (öffentlich) ast 
 
muss bekannt sein. Nur dann ist es perspektivisch möglich, die Tiere wieder in ihrem 
Lebensraum anzusiedeln, ohne dort zusätzliche Risiken zu schaffen. Privathalter sind 
nicht so gut aufgestellt, als dass das wirklich ein langfristig sinnvoller Beitrag wäre. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir kommen zur vierten Fragerunde. 

Dr. Christian Untrieser (CDU): Professor Spranger, Sie begründen Ihre ablehnende 
Haltung damit, dass es nicht genug Schadensfälle gebe, es untypisch sei bzw. sich 
durch das Polizeirecht nicht verbieten ließe. Ich habe überlegt, ob das mit Blick auf 
andere Sachverhalte grundsätzlich gilt.  

Ich darf als Privatperson auch keine Sprengstoffe kaufen. Es gibt keine Fälle in 
Deutschland, bei denen jemand etwas mit Sprengstoffen zu Hause gemacht hat und 
irgendetwas in die Luft geflogen ist. Bald ist wieder Weihnachten. Wie bei „Weihnach-
ten bei Hoppenstedts“ könnte ich mir als Privatperson ein Atomkraftwerk bauen und 
zu Hause mit Plutonium basteln. Dann entstünde ein größtmöglicher Schaden.  

Es gibt – um das wieder juristisch einzuordnen – im Gefahrenabwehrrecht auch andere 
Dinge, die verboten sind, obwohl keine Schadensfälle in Deutschland vorliegen. Diesbe-
züglich ist man der Auffassung, dass manches einfach so gefährlich ist und einen größt-
möglichen Schaden anrichten könnte, dass es präventiv verboten ist. Juristisch ließe sich 
das auch in unserem Fall so sehen und Dinge ohne große Schadensfälle verbieten. 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Es gibt zwei gravierende 
Unterschiede zwischen Sprengstoff- und Atomrecht auf der einen und Gefahrtieren auf 
der anderen Seite.  

Das betrifft zum einen den historischen Erfahrungshintergrund. Früher gab es im Che-
mikalienrecht gänzlich andere Regelungen. Früher durften zu Hause Stoffe gelagert 
und auch selbst hergestellt werden, die sich dann in der Vergangenheit vor vielen Jah-
ren als gefährlich herausstellten. Daraufhin gab es staatliche Verbote. Das heißt, die 
Schadensfälle sind durchaus eingetreten, aber mit einem hinreichenden historischen 
Abstand, sodass wir aktuell nicht mehr darüber reden müssen.  

Dasselbe gilt auch für Radioaktivität. Es ist eine faszinierende Idee, in Zeiten der Ener-
giekrise und der hohen Energiepreise jeden zu Hause selbst ein Atomkraftwerk bauen 
zu lassen. Aber auch diesbezüglich gibt es einen brutalen Erfahrungsschatz aus der 
Vergangenheit. Schon vor Tschernobyl gab es den Erfahrungshorizont, dass Radio-
aktivität Risiken verursacht. Der reicht weit zurück. Das ist der eine große Unterschied.  

Der zweite große Unterschied ist, dass, wenn ein solches Tier wie eine Monokelkobra – 
sie ist das Sommerlochtier, das immer zitiert wird – tatsächlich entkommt und ich es 
schaffe, dass dieses Tier mich beißt, dann habe nur ich ein Problem damit. Das Tier 
kann dann vielleicht noch einen zweiten Menschen beißen, aber dann ist erst einmal – 
flapsig ausgedrückt – Ende Gelände. Das ist bei Radioaktivität und Sprengstoff etwas 
ganz anderes. Wenn dabei etwas schief geht, dann hat nicht nur die Wohnung und 
das Haus etwas davon, sondern im Zweifel auch der gesamte Straßenzug oder die 
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gesamte Stadt. Die Effekte sind also um mehrere Potenzen größer. Das sind also 
komplett unterschiedliche Szenarien. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Zodrow, das scheint eine Frage der Gewichtung zu 
sein – die Freiheit des Einzelnen, Gifttiere halten zu dürfen, versus dem eventuellen 
Gefahrenpotenzial für andere. Wie schätzen Sie das ein?  

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Wir sehen ein ganz klares Gefahrenpotenzial. Ein Pri-
vathalter hält immer viele Tiere und immer wieder kommt etwas vor. Es gab dieses 
Jahr in Kaiserslautern einen Vorfall, bei dem eine unbeteiligte Person von einer 
Schlange gebissen wurde und in Lebensgefahr schwebte.  

Es geht nicht nur um die Gefahr, die für den Halter besteht. Im Falle eines medizini-
schen Notfalls oder eines Brandes müssen zum Beispiel auch Rettungskräfte in die 
Wohnung mit den gefährlichen Tieren kommen. Diese Gefahr ist dann nicht abschätz-
bar. Dabei werden Dritte einer erheblichen Lebensgefahr ausgesetzt. An dieser Stelle 
greift meines Erachtens das Vorsorgeprinzip, in dem der Gesetzgeber die Haltung ver-
bietet, um Dritte vor nicht abschätzbaren Gefahren zu schützen. Damit tritt das per-
sönliche Interesse des einzelnen Halters an speziellen Tierarten zurück. Es muss klar 
gesagt werden, dass wirklich nur hochgefährliche Tiere verboten sind und nicht die 
Terrarienhaltung an sich. Jedem Tierhalter steht es also frei, andere Tiere zu halten. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Spranger, Frau Zodrow hatte gerade das 
Vorsorgeprinzip angesprochen. Sehen Sie das als Jurist auch so? Sie haben deutlich 
gemacht, dass das ein massiver Eingriff in die Grundrechte wäre. Gibt es aus Ihrer 
Sicht auch mildere Mittel, die geeignet wären, um den Bevölkerungsschutz besser 
oder zumindest gleichwertig zu gewährleisten? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Das Vorsorgeprinzip ist an 
dieser Stelle nicht einschlägig, da es sich um ein umweltrechtliches Prinzip handelt. 
Das Vorsorgeprinzip, Precautionary Principle, findet sich im Vertrag über die Arbeits-
weise der Europäischen Union, im Vertrag über die Europäische Union und im Um-
weltrecht. Das ist also ein rein umweltrechtliches Prinzip. Es spielt etwa bei der Frage, 
was der Staat zum Beispiel bei der Regulierung grüner Gentechnik tut, eine Rolle. 

Das Vorsorgeprinzip ist polizeirechtlich komplett irrelevant. Darum können auf das Vor-
sorgeprinzip keine Maßnahmen gegen Tierhalter gestützt werden. Auf das Vorsorge-
prinzip lässt sich zum Beispiel die Maßnahme stützen, dass CRISPR/Cas9-genomedi-
tierte Pflanzen auf dem Acker erst einmal nicht reguliert werden, weil Off-Target-Ef-
fekte von gentechnisch verändertem Mais oft nicht abschätzbar sind. Der gentechnisch 
veränderte Mais hat eventuell ein karzinogenes Potenzial. Das ist eine umweltrechtli-
che Thematik, bei der es darum geht, eine Pflanze auf den Acker bringen zu wollen. 
Das ist das Vorsorgeprinzip, und nur so wird es angewandt. Es ist polizei- und verfas-
sungsrechtlich komplett irrelevant. Es ist nicht einmal ein Abwägungsgut, dass sich in 
die Waagschale werfen ließe.  



Landtag Nordrhein-Westfalen - 12 - APr 18/1079 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  01.12.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume  
70. Sitzung (öffentlich) ast 
 
Es gibt auf jeden Fall mildere Mittel. Nordrhein-Westfalen betrachtet die gesamte The-
matik mit der Verbotsbrille. Man könnte auch sagen: Wir konstruieren einen Erlaubnis-
vorbehalt kombiniert mit Haltungsanforderungen oder Halteranforderungen zum Bei-
spiel in Form des gerade schon angesprochenen Sachkundenachweises. Wir schärfen 
hinsichtlich der Versicherungspflichten nach. Wir schärfen hinsichtlich der Ausstattung 
der Haltungsräumlichkeiten nach. Wir schärfen hinsichtlich der Ausstattung von Terra-
rien nach, indem ein Terrarienschloss der Kategorie A,B oder C verwendet werden 
muss. Das alles sind deutlich mildere Mittel.  

Es gibt den Vorschlaghammer des Verbots, und alle anderen Maßnahmen sind im 
Vergleich dazu nicht nur mit Blick auf die Perspektive der Betroffenen, sondern auch 
rein verfassungsrechtlich deutlich milder. Insofern gibt es tatsächlich diese große 
Bandbreite an Maßnahmen in Form von Erlaubnisvorbehalt, Sachkundenachweis, An-
forderungen an die Räumlichkeiten, Anforderungen an die Haltungsbehältnisse etc. 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Professor Spranger, können Sie einen Vergleich zu 
ähnlichen Regelungen in anderen Bundesländern ziehen? Welche Erfahrungen gibt 
es dort insbesondere in Bezug auf die Verfassungskonformität oder eventuelle An-
fechtungen der Gesetze? Sollte sich NRW hinsichtlich der Regelungen besser daran 
als an diesem vorliegenden Entwurf bedienen? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Mittlerweile wurden in ei-
nem gerüttelten Maß, roundabout in elf Bundesländern sogenannte Gefahrtier- bzw. 
Gifttiergesetze erlassen. Das Problem dabei ist – das möchte ich vorneweg sagen –, 
dass es sich ganz oft um ein getarntes Artenschutzrecht oder getarntes Tierschutz-
recht handelt und den Bundesländern dafür schlicht und ergreifend nicht die Gesetz-
gebungskompetenz zusteht.  

Als Bundesland kann Nordrhein-Westfalen nicht gegen wildlebende Arten kämpfen, 
die in deutschen Haushalten auftauchen. Das bedeutet, dass es kompetenzielle Prob-
leme gibt. Das heißt, die Bundesländer sind in den letzten Jahren mehr und mehr die-
ser Idee verfallen, weil es schlicht und ergreifend die politische Agenda dafür gab, nach 
dem Motto: Wir möchten das regeln. Wir möchten nicht, dass diese Exoten in unseren 
Stuben gehalten werden. Was haben wir denn zur Hand? Ach, das Polizei- und Ord-
nungsrecht. Das ist Landeskompetenz. – Dann wurde die Landeskompetenz im Poli-
zei- und Ordnungsrecht genutzt. Es wurden für diese Arten Regelungen aufgesetzt, 
für die argumentativ und polizeirechtlich die Luft sehr dünn wird.  

In einer ganzen Reihe von Bundesländern gibt es den Ansatz des Erlaubnisvorbehalts 
und nicht des Totalverbots bestimmter Arten. In einigen Bundesländern bestehen weit-
aus konkretere und weiter aufgefächerte Halteranforderungen bzw. Haltungsbedin-
gungsanforderungen. Das heißt also, es gibt genug Vorgaben, an denen sich der nord-
rhein-westfälische Gesetzgeber bedienen könnte. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir kommen zur fünften Fragerunde. 
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Markus Höner (CDU): Herr Professor Dr. Dr. Spranger, Sie gehen in Ihrer Stellung-
nahme und auch heute in vielen Punkten immer davon aus, dass es in vielen Berei-
chen unverhältnismäßig sei. Sie sprechen von Willkür oder Verfassungswidrigkeit. Es 
gibt aktuell aber ein abweichendes Gerichtsverfahren. Das Verwaltungsgericht Gel-
senkirchen hat schon anders geurteilt. Ist das in diesem Verfahren für Sie so unrele-
vant? Wieso ziehen Sie das überhaupt nicht heran? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Ich kann verraten, dass ich 
das Verfahren kenne und daran beteiligt war. Insofern kann ich dazu eine Einschät-
zung vornehmen.  

Das liegt nicht am Verwaltungsgericht Gelsenkirchen. Es ist eigentlich der Standardfall 
verfassungsrechtlichen Vortrags, dass bei einem erstinstanzlichen deutschen Verwal-
tungsgericht verfassungsrechtliche Argumente nicht in der Tiefe betrachtet werden. 
Bei erstinstanzlichen Gerichten – das hat in diesem Fall auch der Vorsitzende Richter 
so erklärt – ist das Vertrauen sehr groß, dass der Gesetzgeber das wohlüberlegt getan 
haben wird. Das wurde auch in der mündlichen Verhandlung so artikuliert: Der Ge-
setzgeber, der wird sich das doch genau angeguckt und sich doch Gedanken darum 
gemacht haben.  

Das heißt, wenn man – das betrifft nicht nur meinen Erfahrungsschatz, sondern das 
höre ich eigentlich von allen Kollegen, die zumindest ab und an auch forensisch tätig 
werden – mit einem verfassungsrechtlichen Vortrag wirklich in den Diskurs gehen will, 
dann muss man in die nächste Instanz kommen. Ein erstinstanzliches Verfassungsge-
richt schaut sich in 99,9 % der Fälle die grundrechtlichen Argumentationen nicht an, 
weil schlicht und ergreifend dieses starke Vertrauen besteht, der Staat wird das schon 
wohlerwogen haben. In diesem konkreten Fall bedeutet das, dass die Hoffnung be-
steht, dass die zweite Instanz – dort liegt das aktuell – eher ein Interesse an einer 
grundrechtlichen Prüfung hat. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Zodrow, im Begründungstext für das Gesetz werden 
die entstehenden Kosten abgeschätzt. Dabei ist von Verwaltungs- und Unterbrin-
gungskosten für die Tiere in Höhe von insgesamt 1,7 Millionen Euro die Rede. Das ist 
für nur 200 Halter ein ziemlich hoher Betrag. Das Vergnügen Einzelner kostet den 
Staat überschlagen um die 8.000 Euro pro Haltung. Vielleicht muss das so sein.  

Wie realistisch sind diese Kostenschätzungen? Sie kommen mir sehr hoch vor. Wel-
che Möglichkeiten sehen Sie, diese Kosten auf die Verursacher umzulegen? 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Die Kosten sind nur geschätzt, denn die Kosten entste-
hen in dem Augenblick, in dem ein staatliches Handeln notwendig wird. Es lässt sich 
nicht sagen, inwieweit den Haltern zum Beispiel durch Unzuverlässigkeit die Tiere ab-
genommen werden müssen, ob es Erbfälle gibt, durch die eine große Anzahl an Tieren 
nicht übernommen wird, oder ob es Beschlagnahmungen gibt. Deswegen kann das 
nur eine grobe Schätzung sein.  
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Die anderweitige Unterbringung eines sehr gefährlichen Tieres ist aber mit erheblichen 
Kosten verbunden, weil dann auch eine Gefahr für die Auffangstationen besteht, die 
solche Tiere aufnehmen und entsprechend sicher unterbringen müssen. Dazu zählen 
auch genehmigte Haltungen, die hohe Auflagen erfüllen müssen.  

Der Weg, der mit dem Gifttiergesetz beschritten wird, indem festlegt wird, dass keine 
neuen Haltungen etabliert werden, und dafür Sorge getragen wird, dass die Haltungen 
in NRW auslaufen, ist der richtige, um die Kosten langfristig zu minimieren. Denn dann 
gibt es einfach weniger Tiere und auch die Kosten für den Steuerzahler für Tiere, die 
anderweitig untergebracht werden müssen, werden perspektivisch geringer.  

Aktuell ist bereits vorgesehen, dass im Falle einer Beschlagnahmung nach dem Ver-
ursacherprinzip die Kosten umgelegt werden. Das ist eine der Novellierungen und 
auch ein sinnvoller Schritt. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Spranger, in dem Gesetzentwurf gibt es ei-
nen gewissen Gegensatz. Zum einen gibt es die Haltererlaubnis für Bestandshalter 
von Gifttieren und für diejenigen, die Tiere erben. Zum anderen besteht ein Verbot für 
Neuanschaffungen.  

Wie bewerten Sie diese Diskrepanz rechtlich? Birgt das auch ein Risiko, dass Men-
schen, die Tiere neu anschaffen, in die Illegalität gehen? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Bestandsschutzklauseln sind 
immer ein probates Mittel, um Härtefälle abzufedern. Wenn ein Gesetzgeber bislang 
erlaubte Handlungen auf einmal restriktiv reguliert, stellen sich besondere verfassungs-
rechtliche Herausforderungen. Dann sind vielleicht Eigentumspositionen, das allgemeine 
Persönlichkeitsrecht usw. betroffen. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
hat dazu eine ganze Reihe von Instrumentarien entwickelt, wie der Gesetzgeber eine 
abfedernde Wirkung entfalten kann.  

Bestandsschutzklauseln, Übergangsklauseln, Übergangsszenarien, die man regulato-
risch umhegt, sind ganz klassische Instrumentarien, um das in den Griff zu bekommen. 
Damit wird ein bisschen der Gegensatz, den Sie gerade angesprochen haben, ka-
schiert. Die problematische Haltung soll jetzt auslaufen, damit in ein paar Jahren dann 
hoffentlich Ruhe ist. Die eigentlich spannende Kernfrage, warum dann die Haltung 
überhaupt verboten wird, wird damit aber nicht beantwortet.  

Das Gifttiergesetz NRW stammt – das möchte noch einmal betonen – aus dem Jahr 
2020. Was haben wir in Nordrhein-Westfalen denn all die Jahrzehnte davor gemacht? 
Lagen die – ich drücke das etwas flapsig aus – Leichen auf den Straßen? Das gab es 
nicht. Es kam auch nicht ständig zu Polizeieinsätzen.  

Ich wohne am Rand von Bonn und habe dort schon viele entlaufene Pferde gesehen. 
Ich bin Läufer und laufe gerne im Kottenforst, dem Wald bei uns. Ich mache das un-
gefähr dreimal in der Woche und habe bei jedem zweiten Lauf Hundekontakt. Bei die-
sen Dingen passiert wirklich etwas. Bei anderen Dingen ist über Jahrzehnte hinweg 
nichts passiert, und es wird auch medial mit gewissen Angstbildern gearbeitet. Die 
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entwichene Monokelkobra wird dann immer wieder zitiert, um zu zeigen, dass durch 
diesen Einzelfall etwas richtig Schlimmes hätte passieren können.  

Diese Übergangsfristen für die Bestandshaltung kaschieren leider, dass das eigentli-
che Problem woanders liegt. Warum brauchen wir Verbote für Arten, die über Jahr-
zehnte hinweg völlig unproblematisch gehalten worden sind? 

Zacharias Schalley (AfD): Herr Professor Spranger, inwiefern ist die Kostenüber-
nahme im Falle einer Beschlagnahmung von Tieren ein probates oder rechtssicheres 
Mittel? Besteht für solche Tierhalter, wenn eine Beschlagnahmung droht, die Möglich-
keit, die Tiere freiwillig abzugeben, um zum Beispiel die teuren Unterbringungskosten 
nicht bezahlen zu müssen? Inwiefern gibt es dazu eine Rechtsprechung? Inwiefern 
besteht für diesen Fall noch eine Regelungslücke? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Das ist letztlich eine Frage 
der Verhältnismäßigkeit. Kann man sich vor einer Kostentragungspflicht drücken, in-
dem man die Tiere abgibt? Kann man eventuell zu den Kosten herangezogen werden, 
die durch eine Haltung in einem Fachbetrieb, einer Fach- oder Forschungseinrichtung 
anfallen? 

Man kann kostenrechtlich bzw. verwaltungsvollstreckungsrechtlich erst einmal einen 
Bescheid rausschicken und versuchen, das beizutreiben. Wenn man sich dann als 
Betroffener dagegen wehrt und darauf verweist, dass das unverhältnismäßig ist, dann 
muss sich zeigen, was die Gerichte dazu sagen. Das sind aber die bestehenden Sze-
narien. Es kommt schließlich auf Verhältnismäßigkeitsgesichtspunkte an und darauf, 
wie viele Euro pro Tier hängenbleiben. 

Wir haben gerade schon gehört, dass das doch ein ganz erheblicher finanzieller Auf-
wand ist, der dann auf einige wenige Halter abgewälzt werden müsste. Der Betrag 
kann je nach Art, Einrichtung und Haltungsbedingungen noch deutlich darüber liegen. 
Gegen einen Kostenbescheid im fünfstelligen Bereich wird sich sicherlich der ein oder 
andere wehren. In a nutshell: Es geht um Verhältnismäßigkeitserwägungen und dann 
um eine Konkretisierung des Verwaltungsvollstreckungsrechts NRW. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir starten mit der sechsten Fragerunde.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Herr Dr. Nieters, Sie haben die Halter grob in zwei Gruppen 
eingeteilt – zum einen in diejenigen, die Interesse an den Tieren haben im Sinne der 
Biologie oder des Erhalts der Tiere, zum anderen in jene, die mit den Tieren angeben 
und sich profilieren wollen.  

Können Sie aus Ihrer Erfahrung die Größe der Gruppen skizzieren? Gibt es auch in 
der Zuverlässigkeit der Haltung Unterschiede bei diesen Gruppen? 

Dr. Markus Nieters (Kreis Coesfeld, Veterinärdienst und Lebensmittelüberwachung 
[per Video zugeschaltet]): Ich kann das nur bedingt quantifizieren, weil man die Gruppe 
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der „Poser“ – so nennen sie meine Kinder – nicht oft findet. Die tauchen nur dann auf, 
wenn sie auffällig werden. Das sind übrigens meines Erachtens auch die Halter, die 
die Kosten verursachen, weil die Tiere weggenommen werden müssen.  

In meiner Zeit in Recklinghausen habe ich so manche Reptilienbörse kontrolliert. Mein 
Eindruck ist – auch wenn es dort keine giftigen Tiere gab –, dass es unter den Repti-
lienhaltern generell durchaus viele biologisch interessierte Menschen gibt. Darunter 
waren Biologielehrer, Schulklassen und dergleichen. Man wird giftige Tiere sicherlich 
nicht in der Schule halten; das ist keine Frage. Das sind aber interessierte Menschen, 
die diese Tiere aus Interesse an dem Hobby halten. Ich kann nur bedingt nachvollzie-
hen, warum – die Kollegin sagte es bereits – man ein giftiges Tier halten muss. Das 
weiß ich nicht. Ich habe aber bisher auch keinen Grund – diesbezüglich muss ich Pro-
fessor Spranger zustimmen –, das zu untersagen.  

Auch das Sprengstoffrecht bietet Möglichkeiten, als Privatperson Sprengstoff zu besit-
zen. Ich bin selbst Jäger und kenne Wiederlader von ein paar bekannten Kollegen. 
Wenn es rechtliche Erfordernisse gibt, etwas zu beschränken, dann bin ich dafür, das 
zu tun. Das kann man auch ähnlich wie unter anderem beim Sprengstoff- oder Waf-
fenrecht tun. Darüber hinaus würde ich die Halter, die aus wissenschaftlichen bzw. 
biologischen Gründen Tiere halten, nicht pauschal als diejenigen verurteilen, die durch 
ihre Tiere eine Gefahr darstellen. Das halte ich für nicht belegbar.  

Im Vorfeld habe ich wie gesagt mit dem LAVE gesprochen. Der Halter mit der Mono-
kelkobra ist – wenn ich das richtig verstanden habe – aktuell wieder mit Tieren hoch-
genommen worden. Dieser illegale Bereich lässt sich nicht unterbinden, indem es den 
Legalen schwerer gemacht wird. Die Illegalität wird es immer geben. Darum muss man 
sich mit Fachleuten kümmern. Diesbezüglich bin ich vollkommen bei Ihnen. Meines 
Erachtens lässt sich durch ein Verunmöglichen der Haltung von diesen giftigen Tieren 
nicht verhindern, dass sich Menschen aus gewissen sozialen Gruppen giftige Tiere 
halten, um damit anzugeben. 

Dietmar Brockes (FDP): Professor Spranger, welche qualitativen und quantitativen 
Anforderungen müssten aus Ihrer Sicht für belastbare Gefahrenprognosen aufgestellt 
werden, um ein solches Totalverbot wie in dem Entwurf vorgesehen zu legitimieren? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Das Bundesverfassungsge-
richt hat in seiner Entscheidung – ich habe sie in meiner Stellungnahme zitiert – sehr 
schöne Parameter benannt.  

Es geht also erst einmal um eine Auswertung der vorhandenen Fachpublikationen. 
Dazu lassen sich die medizinischen Fachpublikationen über PubMed und ähnliche Da-
tenbanken abrufen. Es gibt für alle möglichen wissenschaftlichen Teildisziplinen hoch-
spezifische Datenbanken. Diese müssen ausgewertet werden.  

Außerdem ist Empirie zu den Vorfällen und den tatsächlichen Gefährdungsszenarien 
nötig. Für die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts wurden die Beißstatisti-
ken von Hunden herangezogen. Man hat sich die Beißhäufigkeit bestimmter Arten 
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angesehen. So etwas ist nötig. Es braucht einen echten Diskurs mit Fachgesellschaf-
ten und Fachleuten. Es gibt für diesen Bereich, der geregelt werden soll, etliche Fach-
gesellschaften und auch im universitären Bereich etliche wissenschaftliche Einrichtun-
gen. Mit denen muss der Austausch gesucht werden. Das ist bei diesem Gesetzent-
wurf nicht getan worden.  

Mein Lieblingsbeispiel in diesem Fall ist die Poecilotheria, die indische Ornamentvo-
gelspinne, für die es Regelungen gibt. Trotz intensivster Suche wurden über die letzten 
30 Jahre hinweg weltweit nur drei Beißvorfälle dokumentiert, bei denen die gebissenen 
Personen einen Krampf hatten, der einen Tag lang angehalten hat. Der bewohnte Be-
reich des indischen Subkontinents beherbergt anderthalb, fast zwei Milliarden Men-
schen. Dort ist die Spinne weitverbreitet. Dort gibt es auch Beißvorfälle. Nach der Aus-
wertung sämtlicher Fachdatenbanken, wissenschaftlicher Datenbanken und Halterfo-
ren – auch dort wurde nachgesehen, ob es Beißberichte gibt – gibt es weltweit drei 
Fälle, in denen Leute gesagt haben, dass sie gebissen worden seien und einen Krampf 
im Arm gehabt hätten, der einen Tag angehalten habe. Das zeigt, auf welch wackeliger 
Grundlage die Listungen vorgenommen worden sind.  

Das Bundesverfassungsgericht gibt vor – das ist auch ein tauglicher Maßstab –, dass 
Fachgesellschaften, wissenschaftliche Datenbanken, wissenschaftliche Publikatio-
nen, amtliche Beißstatistiken, amtliche Gefährdungsstatistiken geprüft werden müs-
sen, und, wenn diese nicht vorliegen, dann selbst gepflegt und aufgestellt werden müs-
sen. Im Jahr 2020 ist das reguliert worden, und die Jahrzehnte davor ist auch nichts 
geschehen. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir kommen in die siebte Fragerunde.  

Norwich Rüße (GRÜNE): Frau Zodrow, Herr Professor Spranger hat eben gesagt, 
dass die Haltung dieser Tiere über Jahrzehnte unproblematisch gewesen sei. Jede 
Menge Bundesländer haben aber eine solche oder eine ähnliche Regelung erlassen. 
Ich wüsste von Ihnen gerne, wie Sie das einschätzen. Politik reagiert in der Regel auf 
Vorfälle. Wir haben etwas Besseres zu tun, als Anhörungen zu produzieren und will-
kürlich Gesetze zu erlassen. Ist es auch aus Ihrer Sicht so, dass es tatsächlich ganz 
wenige Vorfälle sind und die Gefahr eigentlich gar nicht so groß ist? Oder schätzen 
Sie das anders ein? 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Ja, es gab Vorfälle wie den mit der viel zitierten Mono-
kelkobra. Es gab auch andere Beißvorfälle, und es gibt eine wirklich leichtere Verfüg-
barkeit der Tiere. Ich habe gerade schon erläutert, dass man sie einfach im Internet 
bestellen und sich nach Hause zustellen lassen kann – ohne Vorwissen. Auf diese 
Gefahrenlage wurde reagiert. 

Was die Ermittlung der Tiere angeht, erinnere ich mich an sehr lange Listen, die her-
umgeschickt wurden und auf denen von dem Ministerium gefragt bzw. erhoben wurde, 
welche Gefahr von den einzelnen Arten ausgeht. Das ist immer schwer zu sagen, weil 
viele der Tiere nicht hier, sondern in Ländern mit einer schlechten medizinischen Ver-
sorgung heimisch sind. Dort kann der einzelne Mensch, der gebissen wurde, nicht 
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sagen, von welcher Schlange, welcher Spinne oder welchem Skorpion er gebissen 
wurde. In den Daten wird auch nicht erhoben, ob jemand mit einem solchen Biss im 
Krankenhaus landet und welches Tier es war. Das bedeutet: Wenn es heißt, das Tier 
habe nur drei Bissvorfälle verursacht, dann ist das oft auf eine unzureichende Daten-
lage zurückzuführen. 

Wir wissen natürlich, dass Giftschlangen hochgefährlich sind und dass Tausende Men-
schen in jedem Jahr durch Giftschlangenbisse sterben. Deswegen wurden diese Maß-
nahmen zuvor schon in zahlreichen anderen Bundesländern wie in Hessen ergriffen. 
Auch dort gab es Versuche, rechtlich dagegen vorzugehen. Auch dort hat das Gesetz 
bis jetzt Bestand. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Spranger, wie bewerten Sie die gerade aus-
geführten Äußerungen von Frau Zodrow und den Gesetzentwurf, über den wir heute 
diskutieren, im Verhältnis zu den gesetzlichen Vorgaben in anderen Bundesländern? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Ich beginne zu der Frage 
der medizinischen Versorgung auf dem indischen Subkontinent, was Poecilotheria an-
geht. Sie haben das Beispiel eben aufgegriffen. Poecilotheria sind in der Terraristik 
eine der außerhalb des indischen Subkontinents am häufigsten gehaltenen Vogelspin-
nenarten. Es handelt sich um Ornament-Vogelspinnen. Das heißt: Es bestehen Zehn-
tausende von Haltungen allein in Westeuropa und in Nordamerika, wo medizinische 
Vorfälle sehr gut erfasst werden. 

Nur weil es in Indien keinen medizinischen Standard wie in Deutschland gibt, entkräftet 
das nicht das Argument, dass wir über 30 Jahre hinweg weltweit – unter Einschluss 
von Nordamerika und Westeuropa – nur drei relevante Beißvorfälle verzeichnet haben. 
Noch einmal: Das wurde in Halterforen intensiv recherchiert. Man kam nicht über diese 
drei Vorfälle hinaus. Insofern halte ich das Argument, dass es in Indien keine gute 
Gesundheitsversorgung gebe, nicht für schlagkräftig. Die Recherche in PubMed und 
ähnlichen medizinischen Fachdatenbanken erfasst wie gesagt Europa und Nordame-
rika genauso wie Indien oder Afrika. 

Könnten Sie Ihre zweite Frage wiederholen? 

Dietmar Brockes (FDP): Es geht um die Bewertung des Entwurfs im Verhältnis zu 
anderen gesetzlichen Regelungen in anderen Bundesländern. 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Vielen Dank. Wenn wir das 
mit den anderen Bundesländern abgleichen, erkennen wir, dass die Vorgehensweise 
in Nordrhein-Westfalen sicherlich mit zu den strengsten in Deutschland gehört. Das 
soll in die Richtung gehen – es ist immer wieder angeklungen –: Wir möchten die Pri-
vathaltung dieser Tiere auslaufen lassen. – Das heißt also, dass wir sicherlich einen 
der strengsten regulatorischen Grundansätze haben.  
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Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir kommen zu der nächsten Fragerunde. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Ich bin total begeistert von Mitteleuropa. Meine Tochter war 
lange in Australien. Ich würde dort wegen der vielen Gifttiere nie leben wollen. Ich finde 
an Mitteleuropa super, dass wir das hier per se so nicht haben. Frau Zodrow, da man 
die Tiere aus aller Herren Länder hierherholt, würde mich interessieren – ich glaube 
nicht, dass das ein Problem ist –: Ist die Haltung dieser Tiere aus Sicht des Tierschut-
zes okay? Ist das unproblematisch? Oder gibt es irgendwelche Bedenken? 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Aus Sicht des Tierschutzes gibt es natürlich Probleme. 
Wir haben es in der Terraristik vielfach mit Wildtieren zu tun, die neu hierhin kommen 
und über deren natürlichen Lebensraum und deren Lebensweisen wir wenig wissen. 
Wir sehen immer wieder, dass den Bedürfnissen der Tiere nicht Genüge geleistet wird, 
Haltungsparameter nicht stimmen und die Tiere deswegen nicht besonders alt werden. 
Das ist gerade bei den Wildtieren ein großes Problem. Natürlich muss dieses Thema 
auch auf Bundesebene angegangen werden muss. 

Dietmar Brockes (FDP): Es ist eben schon kurz angeklungen, dass Grundrechte 
massiv eingeschränkt werden. Noch nicht in der Tiefe haben wir über die Wissen-
schaftsfreiheit, Art. 5 Abs. 3 Grundgesetz, gesprochen. Herr Professor Spranger, in-
wiefern sehen Sie insbesondere angesichts der Tatsache, dass viele private For-
schungsinitiativen und Erhaltungszuchtprogramme bestehen, massive Einschränkun-
gen durch den Entwurf? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Das ist in der Tat eine sehr 
kritische Fragestellung. Ich habe mit großem Interesse realisiert und festgestellt, dass 
die Wissenschaftsfreiheit im aktuellen Entwurf jetzt zumindest als einschränkbares 
Grundrecht benannt wird, warne aber diesbezüglich davor, deshalb automatisch da-
von auszugehen, dass das Gesetz mit der Wissenschaftsfreiheit vereinbar ist. Das 
muss nämlich im jeweiligen Einzelfall geprüft werden. 

Sie sprechen völlig zu Recht den Umstand an, dass viele Halter – das hat Dr. Nieters 
schon ausgeführt – über so profunde Kenntnisse in Bezug auf bestimmte Arten verfü-
gen, dass sie tatsächlich an Arterhaltungsprogrammen teilnehmen. Ich betreibe an 
meiner Forschungseinrichtung sehr intensiv Biodiversitätsrecht und stehe im Aus-
tausch mit vielen Zoos und vielen Forschungseinrichtungen. Biodiversity Loss, also 
das Artensterben, ist aktuell eine der größten Herausforderungen, die wir auf diesem 
Planeten haben. 

Im Übereinkommen über die biologische Vielfalt – das Kernübereinkommen des Um-
weltvölkerrechts – wird seit 30 Jahren darauf hingewiesen, dass die Evolution auf dem 
Planeten Erde gefährdet ist, wenn das Artensterben nicht gestoppt wird. Wir reden 
über ein wirklich relevantes und zentrales Gut, das es zu schützen gilt. 
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In vielen Arterhaltungsprogrammen wirken schlicht und ergreifend auch private Halter 
mit, weil sie über so hinreichend vertiefte Kenntnisse besitzen, dass sich sogar wis-
senschaftlich arbeitende Kolleginnen und Kollegen dort Tipps holen. Das heißt also: 
Der Austausch ist sehr eng. Ich kenne genug Forschungseinrichtungen, in denen mir 
das eins zu eins so bestätigt wird. Man ist teilweise auf das Wissen privater Halter 
angewiesen, weil sie sich oft auf eine Art spezialisieren und nicht wie große Einrich-
tungen 100, 200 oder 300 Arten halten müssen, um den Ex-Situ-Artenschutzverpflich-
tungen der Bundesrepublik Deutschland nachzukommen. Darum haben die großen 
Einrichtungen viele Probleme, bei denen die privaten Züchter helfen können. 

Das Gute bei den privaten Haltern ist – es wurde eine Zeit lang bestritten –: Privatper-
sonen sind in Deutschland Träger der Wissenschaftsfreiheit, wenn sie wissenschaft-
lich arbeiten. Das heißt: Wenn ich als Privatperson mir selbst eine wissenschaftliche 
Frage stelle, etwa was die besten Nachzuchtbedingungen für diese oder jene Art und 
was die besten klimatischen Bedingungen sind, um dieses oder jenes zu ermöglichen, 
und dieser Frage systematisch auf den Grund gehe, dann bin ich durch die Wissen-
schaftsfreiheit geschützt. Der Staat muss in diesen Fällen den Eingriff rechtfertigen. 

Um das vielleicht abzuschließen: Die Wissenschaftsfreiheit ist im deutschen Grundge-
setz ein sogenanntes vorbehaltloses Grundrecht. Das heißt: Das Grundrecht wird als 
so relevant erachtet, dass den Staat eine besonders große Bringschuld trifft, damit er 
Eingriffe entsprechend rechtfertigen kann. 

Zacharias Schalley (AfD): Anlässlich der Frage zu den Haltungsbedingungen, die der 
Kollege Rüße Frau Zodrow gestellt hat, kam gerade doch noch eine Frage auf: Können 
es private Halter überhaupt leisten, die Tiere artgerecht zu halten? Es verwundert mich 
sehr, dass Sie als Landwirt diesen Punkt aufwerfen, denn meistens ist es auch bei 
Landwirten so, dass man nur die Negativfälle, also Haltungsmissstände, kennenlernt. 
Darum möchte ich Herrn Dr. Nieters als Amtstierarzt fragen: Wie sind Ihre Erfahrungen 
mit den Haltern von exotischen Tieren oder Gifttieren, über die wie sprechen? Kom-
men Sie überhaupt zu Leuten, bei denen die Haltung artgerecht ist und es keine Prob-
leme gibt? Oder ist es so, dass man nur die Negativfälle mitbekommt? 

Dr. Markus Nieters (Kreis Coesfeld, Veterinärdienst und Lebensmittelüberwachung 
[per Video zugeschaltet]): Da die Haltungen von uns nicht generell bzw. routinemäßig 
überwacht werden, wie das zum Beispiel bei landwirtschaftlichen Tierhaltern passiert, 
kommen wir natürlich vornehmlich zu auffälligen Tierhaltern. Ich habe in meiner Stel-
lungnahme einen Fall aus dem Kreis Borken beschrieben, bei dem schlechte Bedin-
gungen herrschten. Ich weiß aber von einigen Haltern, die man auf Börsen kennen-
lernt, dass die Haltungsbedingungen durchaus gut sein können. Die Bedingungen, un-
ter denen ein Tier gehalten werden muss, sind für den Privathalter wie für den Zoo die 
gleichen. 

Das Reptiliengutachten des Bundesministeriums gilt als antizipiertes Gutachten zur 
Auslegung des § 2 Tierschutzgesetz, wie eine artgerechte Haltung aussehen muss. 
Diese muss der Privathalter wie auch ein Zoo erfüllen. Nach meinen Erfahrungen aus 
diversen Kontrollen von Haltern artengeschützter Tiere zu Borkener Zeiten, bei denen 
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man am Rande den Tierschutz überprüft hat, können sie diesen Anforderungen durch-
aus entsprechen. Zu sagen, dass die Halterin bzw. der Halter eines giftigen Tiers die 
Bedingungen für eine artgerechte Haltung generell nicht so erfüllen kann wie für ein 
anderes Tier, halte ich für nicht zulässig. Dazu fehlen mir die Beweise und die Grund-
lagen. 

Ganz im Gegenteil: Ich hatte kürzlich den Fall eines Tierhalters, der mehrere nichtgif-
tige griechische Schildkröten teils auf dem Misthaufen bzw. im Müll entsorgt hat. Was 
die Haltung giftiger Tiere angeht, liegen mir keine Erkenntnisse vor, dass besonders 
viele oder mehr Tiere, als sonst üblich bzw. sonst bekannt wird, schlechter gehalten 
werden. Das kann ich nicht bestätigen. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir kommen zu der nächsten Fragerunde. 

Norwich Rüße (GRÜNE): Meine Frage geht an Frau Zodrow. Die Welt hat sich erheb-
lich verändert. Ich glaube, dass die Haltung von Reptilien und Spinnentieren früher in 
den Händen weniger hochinteressierter Menschen lag, weil die Verfügbarkeit gar nicht 
so groß war. Das hat sich durch – Sie haben es eben schon erwähnt – Internet und 
Börsen verändert. Die Verfügbarkeit ist deutlich erhöht und die Schwelle, an diese 
Tiere zu kommen, deutlich niedriger geworden. Mich würde interessieren: Können Sie 
skizzieren, was an Handel passiert und wie das in den letzten Jahren zugenommen 
hat? 

Wenn etwas im Grau- oder Schwarzbereich passiert, ist in diesem Zusammenhang 
immer schwierig zu sagen, wie groß das ist. Aber 200 Haltungen in ganz NRW sind 
extrem wenige. Mir sagt mein Sinn, dass es deutlich mehr sind und viele Tiere illegal 
gehalten werden. Haben Sie irgendwelche Indizien, wie das aussieht? 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Es ist tatsächlich so, dass man das gerade in dem Be-
reich, in dem Haltungen nicht gemeldet wurden, also illegal sind, nicht abschätzen 
kann und die Leute natürlich nicht in Erscheinung treten. Wir beobachten die einschlä-
gigen Foren seit Jahren und haben das ausgewertet. Man muss einfach sagen: Vor 
knapp über 20 Jahren wurden Tiere in einem solchen Maße nicht im Internet – über 
Kleinanzeigen und Foren – gehandelt. Dort sehen wir eine unglaubliche Bewegung, 
was den Handel und auch den Handel aus anderen Ländern nach Deutschland betrifft. 
Wir sehen auch, dass viele Gifttiere angeboten werden, die zur Übergabe im Umfeld 
von Börsen nach Deutschland gebracht werden. 

Die Tiere sind sehr billig. Ein giftiger Skorpion kostet nur noch 30 Euro. Das ist eine 
ganz niedrige Schwelle. Ich kenne es von meinen persönlichen Beobachtungen auf 
Börsen, dass dann so eine Art Kaufrausch einsetzt und die Leute sehen, dass viele 
spannende Tiere wenig kosten. Man merkt einfach, dass sich viele Menschen vorher 
keine Gedanken machen, ob sie die Tiere halten können und ob sie das Geld, das 
Terrarium und das Fachwissen haben. Es hat sich etwas verschoben. Das ist empi-
risch noch nicht in der Weite aufgearbeitet, aber es ist zu sehen. Darin sehe ich das 
große Problem. Bei Gifttieren ist das Problem auch, man sie einfach bekommen kann. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 22 - APr 18/1079 

Ausschuss für Umwelt, Natur- und Verbraucherschutz,  01.12.2025 
Landwirtschaft, Forsten und ländliche Räume  
70. Sitzung (öffentlich) sv 
 
Gleichzeitig muss man sagen, wenn wir darüber diskutieren, ob sie in Illegalität abrut-
schen oder nicht: Ich glaube, dass die meisten Tierhalter interessiert sind, gesetzes-
konform zu handeln. In anderen Bereichen wurden Tierhaltungen zum Beispiel von 
invasiven Arten untersagt. Wir sehen, dass Haltungen aufgelöst und aufgegeben wer-
den, weil die Menschen diese Rechtslage akzeptieren. Es wird immer Menschen ge-
ben, die sich nicht an Recht und Gesetz halten. Diejenigen, die das nicht tun, würden 
es auch dann nicht tun, wenn wir hohe Auflagen hätten. Bei ihnen besteht einfach keine 
Akzeptanz der Rechtslage. Es wird auch dann weiter illegale Haltungen geben, wenn 
wir Haltungen mit Sachkunde und Zuverlässigkeit von der Ausnahmegenehmigung 
abhängig machen. Dieses Problem werden wir nicht lösen können. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Spranger, wenn der Onlinehandel mit Gifttie-
ren so zugenommen hat, wie Frau Zodrow es gerade beschrieben hat, wäre dann ein 
Generalverbot die richtige Lösung? Oder sehen Sie andere Maßnahmen als deutlich 
besseren Schutz für die Bevölkerung? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Ich habe gerade so ein klei-
nes Déjà-vu. In meiner Kindheit war es üblich, dass es auch in kleinen Städten jedes 
Wochenende Tierbörsen gab, und zwar nicht eine große Veranstaltung oder zwei bis 
drei große Veranstaltungen, sondern die Vogelbörse Bonn-Duisdorf, die Reptilien-
börse Bonn-Lessenich und die Spinnenbörse in Bonn-Meßdorf. In einem kleinen Städt-
chen wie Bonn gab es tatsächlich jedes Wochenende irgendwelche Tierhandelsplätze. 
Dort konnte man direkt den kleinen Hund und die kleine Katze kaufen. Das alles ist 
überhaupt nicht mehr en vogue. 

Mich würde wirklich einmal interessieren, wie sich das durch das Internet quantitativ 
entwickelt hat, weil dadurch natürlich andere Vertriebskanäle schlicht und ergreifend 
ausgetrocknet wurden. Was ich auch spannend finde: Das Internet haben wir jetzt seit 
etwas mehr als 20 Jahren; das Gesetz gibt es hier seit ungefähr fünf Jahren. Mich 
würde interessieren, wie sich die Dinge tatsächlich entwickelt haben. 

Zu der Frage der milderen Mittel: Wir haben ein großes verfassungsrechtliches Prob-
lem vor der Brust, und das betrifft nicht nur das Recht darauf, Tiere zu halten. Mein 
Hobby ist verfassungsrechtlich geschützt. Es gibt die berühmte Reiten-im-Walde-Ent-
scheidung des Bundesverfassungsgerichts. Wenn ich im Wald reiten möchte, dann 
darf ich erst einmal im Wald reiten. Es gibt also diesen Aspekt. 

Für Tierbedarfshändler und Börsenveranstalter, aber auch für Nebenerwerbler besteht 
der Schutz der Berufsfreiheit gemäß Art. 12. Zudem besteht der Schutz der Eigen-
tumsgarantie gemäß Art. 14. Was die behördliche Nachschau in meiner Wohnung an-
geht, besteht ein Schutz gemäß Art. 13. Wenn man an einem Nachzuchtprogramm 
teilnimmt, besteht der Schutz der Wissenschaftsgarantie. Wenn man wissenschaftli-
chen Fragestellungen nachgeht, besteht ein Schutz gemäß Art. 5 Abs. 3. Das heißt: 
Es befinden sich massive Grundrechte in der Waagschale, die schlicht und ergreifend – 
um den Fachterminus zu nennen – kupiert werden. Sie werden massiv beschnitten 
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und mittelfristig unmöglich gemacht, ohne dass dafür eine hinreichende und verfas-
sungsrechtlich tragfähige Güterabwägung vorgenommen wird. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir kommen zu der nächste Fragerunde. 

Dietmar Brockes (FDP): Herr Professor Spranger, meine Fragen schließen an das 
an, was Sie gerade gesagt haben: Wie bewerten Sie die Tatsache, dass das Ministe-
rium für diesen Gesetzentwurf bisher keine systematischen Daten zu Entweichungen, 
Bissen und Schadensfällen vorgelegt hat? Wäre es nicht eigentlich angebracht, dass 
man das vernünftig evaluiert, bevor man eine solche Entfristung vornimmt? 

Prof. Dr. Dr. Tade Matthias Spranger (Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität 
Bonn, Rechts- und Staatswissenschaftliche Fakultät): Ich möchte das Wort der 
Bringschuld zitieren. In einem grundrechtlich verfassten Staat wie der Bundesrepublik 
Deutschland, in der wir von einer Freiheitsvermutung der Grundrechte ausgehen, ist 
es so, dass der Staat gegenüber dem Unternehmer oder dem Individuum in der Bring-
schuld ist. Wenn der Staat Grundrechte einschränken möchte – nicht erst, wenn er 
versucht, sie mehr oder minder komplett zu entziehen –, ist jeder noch so kleine Ein-
griff rechtfertigungspflichtig und der Staat in der Bringschuld. Wie er dieser Bringschuld 
genügen kann, erklärt sich aus der Grundrechtssystematik und aus der Grundrechts-
dogmatik. Bei jedem einzelnen Grundrecht kann der Gesetzgeber nachschauen, was 
genau er erbringen muss, damit er ein spezifisches Grundrecht einschränken darf. 

Es gibt also dieses breite Spektrum der gerade von mir erwähnten Grundrechte. Bei 
allen Unterschieden zwischen diesen verschiedenen Grundrechten müssen ganz fun-
damentale bzw. allgemeine Anforderungen erfüllen werden. Das bedeutet, dass in 
dem hier relevanten Bereich des Polizeirechts – die Gefahrenabwehr bzw. Gefahren-
vorsorge – entsprechend der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts tragfä-
higes Material produziert werden muss. Man möge mir das bitte nachsehen: Dass es 
in der Vergangenheit nicht erfolgt ist, ist schlicht und ergreifend ein Armutszeugnis. 
Das muss man in dieser Schärfe leider so ausdrücken. 

Man kann verschiedenste Vermutungen anstellen, warum das nicht erfolgt ist. Ich 
möchte mich jetzt nicht der Kaffeesatzleserei verdächtig machen, aber es kann damit 
natürlich eine politische Zielsetzung verfolgt werden, dass man sagt: Das Zahlenma-
terial, das wir produzieren können, ist dünn. Dann unterlassen wir das besser. – Das 
ist eine kritische Aussage. Dass wir uns mit einem Gesetzentwurf auseinandersetzen 
müssen, dem es in jeder Form an validen Zahlen, validen Daten und nachprüfbaren 
Fakten fehlt, ist so oder so extrem bedenklich. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Wir können diese Fragerunde abschließen. Ich 
darf in die Runde fragen, ob es Ihrerseits noch offene Fragen gibt. 

Klaus Hansen (CDU): Es ist keine Frage, sondern nur eine Bitte. Ganz zum Schluss, 
wenn die Fragenrunden wirklich geschlossen sind, würde ich diese Bitte äußern. 
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Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Es liegen keine weiteren Fragen vor. Dann darf 
ich mich erst einmal ganz herzlich bei Ihnen, den Sachverständigen, bedanken, dass 
Sie uns heute so ausführlich zur Verfügung gestanden haben und alle Fragen sehr gut 
und tiefgründig beantwortet wurden. 

Ich erteile dem Kollegen Hansen das Wort, bevor ich die Sitzung gleich beenden darf. 

Klaus Hansen (CDU): Meine Frage und gleichzeitig eine Bitte geht an Frau Zodrow. 
Sie haben eben ausgeführt, dass Sie den Eindruck haben, dass diese Handelszahlen – 
ich sage mal: die Importzahlen – gestiegen bzw. in den letzten 20 Jahren zumindest 
nicht gesunken sind. Mir liegt – ich kann Ihnen das gleich gerne zeigen – eine BNA-
Studie zu den Jahren von 2008 bis 2020 oder sogar 2023 vor, wonach die Importzah-
len in dem Bereich „Reptilien“ extrem, nämlich um drei Viertel, gesunken sind. In die-
sem Kontext habe ich die Bitte an Sie, dass Sie mir Ihre Zahlen einmal darlegen, die 
im Vergleich zu dieser BNA-Studie komplett anders sein müssen. 

Obwohl ich schon ein hohes Alter habe, lerne ich gerne dazu. Das wäre wirklich inte-
ressant. Ich mache mich gerne schlau. Wenn Sie mir das in den nächsten Tagen oder 
Wochen einmal zukommen lassen könnten, wäre ich Ihnen sehr dankbar. 

Laura Zodrow (Pro Wildlife): Sehr gerne. 

Amt. Vorsitzender Dietmar Brockes: Ich glaube, das Interesse besteht auch bei den 
anderen. Wenn Sie die Information auch den Kolleginnen und Kollegen der anderen 
Fraktionen zukommen ließen, wäre das ganz nett. 

Dann darf ich die Sitzung mit dem Hinweis schließen, dass die nächste Ausschusssit-
zung am 10. Dezember um 15:30 Uhr stattfindet. Vielen Dank. 

gez. Dietmar Brockes 
amt. Vorsitzender 

Anlage 
05.12.2025/09.12.2025 
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Tableau 

eingeladen Teilnehmer/-innen Stellungnahme 

Landkreistag Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf keine Teilnahme

18/3218 

Städte- und Gemeindebund  
Nordrhein-Westfalen 
Düsseldorf 

keine Teilnahme 

Städtetag Nordrhein-Westfalen 
Köln keine Teilnahme

Veterinärdienst + Lebensmittel- 
überwachung im Kreis Coesfeld 
Dr. Markus Nieters 
Coesfeld 

Dr. Markus Nieters 
per Videokonferenz 

18/3188 

Rheinische Friedrich-Wilhelms- 
Universität Bonn 
Institut für Öffentliches Recht 
Professor Dr. Dr.  
Tade Matthias Spranger 
Bonn 

Professor Dr. Dr.  
Tade Matthias Spranger 

18/3173 

Pro Wildlife e.V. 
Laura Zodrow 
München 

Laura Zodrow 18/3179 
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Weitere Stellungnahmen: 

Bundesverband für fachgerechten Natur-, Tier- und Artenschutz e.V.  18/3183 
Hambrücken  

Deutsche Gesellschaft für Herpetologie und Terrarienkunde e.V.  18/3190 
Salzhemmendorf 

Meurer, Alexander, Dr. Westhoff, Guido, Juschka, Markus und  18/3208 
Weinsheimer, Frank 

Citizen Conservation Foundation gGmbH 18/3209 
Berlin 
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